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InfoBrief  

 
 
 
Dezember 2019 
 
 
Sehr geehrte Mandanten, sehr geehrte Geschäftsfreunde, 
 
schon jetzt weisen wir darauf hin, dass unsere Büros in der Zeit vom 23.12.2019 bis zum 
1.1.2020 geschlossen bleiben. Danach sind wir wieder wie gewohnt für Sie da. 
 
Ganz offensichtlich kann Boris Johnson mit seiner Brexit-Strategie die Wähler überzeugen. Inso-
fern sollten Sie sich auf den Brexit einstellen. Daher empfehlen wir Ihnen dringend sich alsbald mit 
dem Thema zu beschäftigen und nicht erst den Eintritt dessen abzuwarten: 
a) Beantragen Sie eine Zollnummer möglichst frühzeitig, wenn Sie mit dem Vereinigten Königs- 

reich Handel treiben. 
b) Überprüfen Sie unbedingt die Arbeitsbedingungen Ihrer Mitarbeiter, wie z.B. Verträge bei engli- 

schen Versicherungen, ob diese in der Zeit nach dem Brexit uneingeschränkt gültig sind? 
c) Gegebenenfalls bestehen Sonderkündigungsrechte bei einzelnen Verträgen auf Grund des  

Brexits. Dies sollte in Zweifelsfällen anwaltlich untersucht werden. 
d) Treffen Sie Vorkehrungen, dass Sie umsatzsteuerliche Regelungen zur Rechnungsgestaltung  

analog zu denen gegenüber der Schweiz einrichten. 
 
Wir weisen noch einmal ausdrücklich darauf hin, dass Steuerpflichtige, die einen Steuerberater 
beauftragt haben, Ihre Steuererklärungen 2018 bis zum 29.2.2020 abgeben müssen. Bitte reichen 
Sie also ganz bald Ihre Unterlagen rein. Erstmals gibt es nunmehr nämlich einen automatisierten 
Verspätungszuschlag.  
 
Ein mitunter schweres, aber auch gutes Jahr geht vorüber, welches uns vor neue Aufgaben ge-
stellt und auch neue Perspektiven aufgezeigt hat. Die Weihnachtszeit soll uns auch die Gelegen-
heit geben dies mit der Familie zu reflektieren und sich zu orientieren. Dafür wünschen wir Ihnen 
eine besinnliche Festtagszeit und freuen uns darauf unsere Arbeit für Sie mit Tatkraft im kom-
menden Jahr fortsetzen zu können. 
 
Ihr Team von der HKPG 
 
 

Privatbereich 

 
1. Abzinsungssatz 2010 verfassungsgemäß 

Für unverzinsliche Verbindlichkeiten beträgt der Abzinsungssatz 5,5 %. Für das Jahr 2010 be-
stehen dazu keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 
A errichtete in den Jahren 2010 und 2011 ein Wohn- und Geschäftshaus. Von ihrem Schwager K er-
hielt sie dafür 240.000 EUR und von einem Bekannten G 260.000 EUR als zinslose Darlehen. Die Dar-
lehensverträge sahen eine Rückzahlung ab Oktober 2030 innerhalb von 15 Jahren in gleichmäßigen 
Raten vor. A passivierte die Darlehen zum 31.12.2010 vollumfänglich zum Nennbetrag. 

 

Wir sollten alles gleichermaßen vor-
sichtig wie auch zuversichtlich ange-
hen.  

Epiktet 
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Während einer Außenprüfung legten die Vertragspartner eine ab dem 1.1.2012 beginnende Verzin-
sung von jährlich 2 % fest. Später hoben sie den ursprünglichen Darlehensvertrag auf und vereinbar-
ten rückwirkend ab 2010 eine Darlehensgewährung zu 1 % Zins. Das Finanzamt ging davon aus, dass 
die Darlehen betrieblich veranlasst und als unverzinsliche Verbindlichkeiten zum 31.12.2010 abzuzin-
sen waren. Daraus ergab sich ein Abzinsungsgewinn. 
Für das Darlehen K fehlten Feststellungen, ob im Hinblick auf den Fremdüblichkeitsvergleich bei Ver-
trägen zwischen nahen Angehörigen eine betriebliche Verbindlichkeit anzuerkennen war. Der Bundes-
finanzhof verwies die Sache insoweit an das Finanzgericht zurück. Für das Darlehen G stand die be-
triebliche Veranlassung nicht in Frage, da dieses Darlehen bei G als Nicht-Angehörigem keiner 
Fremdvergleichskontrolle unterlag. Das Darlehen war als unverzinslich anzusehen, da sich die Zusatz-
vereinbarung über die Verzinsung ab 2012 zu 2 % nicht auf den Bilanzstichtag 31.12.2010 auswirkte 
und der nachträglichen Neufassung des Darlehensvertrags mit der Verzinsung zu 1 % ab 2010 steuer-
lich keine Rückwirkung zukam. Das Darlehen G stellte somit eine unverzinsliche Verbindlichkeit dar, 
sodass die Voraussetzungen der Abzinsung mit dem gesetzlichen Zinssatz von 5,5 % gegeben waren. 
Die Einwendungen gegen die Höhe des Zinssatzes von 5,5 % wies der Bundesfinanzhof für das Jahr 
2010 zurück. Insbesondere war seiner Ansicht nach der allgemeine Gleichheitssatz nicht verletzt. Das 
Abzinsungsgebot war sachlich gerechtfertigt. Es berücksichtigte, dass unverzinsliche Verbindlichkeiten 
bei längerer Laufzeit wirtschaftlich weniger belastend sind als marktüblich verzinsliche. Auch lassen 
sich durch die Vereinbarung einer nur sehr geringen Verzinsung die Rechtswirkungen des Abzin-
sungsgebots ausschalten. Die Einwendungen gegen die Zinssatzhöhe im Hinblick auf die derzeitige 
Niedrigzinsphase greifen nicht für das Jahr 2010. Der Fremdkapitalmarktzinssatz lag im Dezember 
2010 wenig unter 4 % (3,81 % bis 3,86 %). Das Verbot der Übermaßbesteuerung war dadurch nicht 
berührt. Das Abzinsungsgebot erreichte keine Belastungsobergrenze, die die Eigentumsfreiheit verletzt 
hätte. Im Übrigen stand der Gewinnerhöhung die aufwandswirksame Aufstockung des Darlehens in 
den Folgejahren gegenüber, sodass die steuerliche Belastung im Abzinsungsjahr über die Darlehens-
laufzeit voll kompensiert wurde. 
 

2. Scheinselbstständigkeit eines Notarztes 
Die Honorartätigkeit eines Notarztes im Rettungsdienst kann eine abhängige Beschäftigung 
darstellen und der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Sozialversicherung unterliegen. 
Entscheidend dafür sind Eingliederung in vorgegebene Strukturen und Arbeitsabläufe und un-
ternehmerischer Einfluss des Arztes. 
Ein Arzt übte als Honorarkraft notärztliche Tätigkeiten im Rettungsdienstbereich des klagenden Land-
kreises aus. Der Rentenversicherungsträger stellte die Versicherungspflicht des Arztes in der gesetzli-
chen Sozialversicherung fest. Hiergegen wandte sich der Kläger mit seiner Klage. 
Das Sozialgericht kam zu dem Ergebnis, dass hier keine die Versicherungspflicht ausschließende 
selbstständige Tätigkeit des Arztes vorlag. Die notärztliche Tätigkeit übte der Arzt vielmehr in einem 
abhängigen Beschäftigungsverhältnis aus. Maßgebliches Indiz für eine abhängige Beschäftigung war 
die Eingliederung des Arztes in die vorgegebenen Strukturen und Abläufe des Rettungsdienstes des 
Klägers. Einen eigenen, unternehmerischen Einfluss konnte der Arzt nicht geltend machen. 
Insbesondere waren Ort und Zeit der Dienstleistung vorgegeben, Einsätze nach Vorgaben des Klägers 
zu dokumentieren und die Buchung der Schichten nach Maßgabe eines Einbuchungssystems vorzu-
nehmen. Insoweit bestanden keine wesentlichen Unterschiede in den Arbeitsabläufen von Mitarbeitern 
des Klägers mit Honorarvertrag und solchen mit Arbeitsvertrag. Ein entsprechender Unterschied wurde 
aufgrund der einheitlichen Berufsbekleidung auch nach außen hin nicht zum Ausdruck gebracht. 
Schließlich sprach für eine abhängige Beschäftigung, dass der Arzt kein eigenes, über das Gehalts-
ausfallrisiko hinausgehendes Unternehmerrisiko trug. 
 

3. Grundstücksenteignung keine Spekulation 
Findet der Verlust des Eigentums am Grundstück ohne maßgeblichen Einfluss des Steuer-
pflichtigen statt, liegt kein privates Veräußerungsgeschäft vor. Eine Enteignung innerhalb des 
10-Jahres-Zeitraums ab der Anschaffung ist deshalb nicht steuerpflichtig. 
X war seit Anfang der 1990er Jahre hälftiger Miteigentümer an einem unbebauten Grundstück. Im Jahr 
2005 erwarb er die andere Hälfte dazu. 2008 führte die Stadt ein Bodensondierungsverfahren durch. 
Für das Grundstück erließ sie einen Sondierungsbescheid nach dem Bodensondierungsgesetz, mit 
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dem das Eigentum an dem Grundstück auf die Stadt überging. X erhielt eine Entschädigung von 
600.000 EUR für das gesamte Grundstück. 
Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Enteignung des 2005 erworbenen Miteigentumsanteils in 
2008, da sie innerhalb des 10-Jahres-Zeitraums ab dem Erwerb erfolgte, ein privates Veräußerungs-
geschäft darstellte, das zu einem steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn führte. Dementsprechend 
setzte das Finanzamt für die Jahre, in denen die Entschädigungszahlungen zuflossen, einen Veräuße-
rungsgewinn an (2009: 175.000 EUR, 2012: 43.000 EUR).  
Die Klage des X vor dem Finanzgericht hatte Erfolg. Dieses entschied, dass hier kein privates Veräu-
ßerungsgeschäft vorlag, da der Eigentumsübergang nicht auf dem Willen des Steuerpflichtigen beruh-
te, sondern auf einem staatlichen Hoheitsakt. 
Der Bundesfinanzhof urteilte, dass eine Enteignung keine Veräußerung darstellt, und bestätigte damit 
das Finanzgerichtsurteil. Anschaffung und Veräußerung müssen wesentlich vom Willen des Steuer-
pflichtigen abhängen. Bei einer Enteignung oder Umlegung erfolgt der Eigentumswechsel jedoch ohne 
maßgeblichen Einfluss des Steuerpflichtigen. Dieses Auslegungsergebnis folgt bereits aus dem Wort-
laut des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. Ein Veräußerungs“geschäft" ist ein von einem schuldrechtli-
chen, dem rechtsgeschäftlichen Willen des Steuerpflichtigen unterworfener Vertrag. Ein solcher liegt 
im Fall einer Enteignung – d. h. der Entziehung von Eigentum durch staatlichen Hoheitsakt – nicht vor. 
Vielmehr führt die Enteignung zu einem Eigentumsübergang gegen oder ohne den Willen des Eigen-
tümers. Eine zwangsweise vorgenommene "Anschaffung" und "Veräußerung" reichen nicht aus, um 
eine wirtschaftliche Betätigung anzunehmen. 
Im vorliegenden Fall lag deshalb kein privates Veräußerungsgeschäft vor, sodass X auch keinen etwa-
igen "Veräußerungs"gewinn versteuern musste. 
 
 

Unternehmer und Freiberufler 

 
1. Gelangensbestätigung immer ordnungsgemäß! 

Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen reicht eine bloße Absichtserklärung für eine Gelan-
gensbestätigung nicht aus. Der erforderliche Nachweis des Gelangens in das übrige Gemein-
schaftsgebiet muss durch Buch- und Belegnachweise erbracht werden, Zeugenaussagen sind 
dafür nicht geeignet. 
Der Kläger führte einen Großhandel mit Textilien, die teils importiert und exportiert wurden. Er erklärte 
im Jahr 2014 steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen i. H. v. rund 172.500 EUR. Das Finanz-
amt beurteilte diese mangels Gelangensbestätigungen als steuerpflichtig. Außerdem kürzte es die 
Vorsteuer aus diversen Rechnungen wegen mangelhafter Warenbezeichnungen. Aus den vom Kläger 
nachträglich erstellten “Gelangensbestätigungen” waren jeweils nur das Kalenderjahr und der Mit-
gliedsstaat aufgeführt, in den die Gegenstände jeweils befördert worden sein sollten. Ort und Monat 
des Erhalts bzw. Monat des Endes der Beförderung der Gegenstände im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
waren nicht angegeben. Diese Bestätigungen akzeptierte das Finanzamt nicht. 
Das Finanzgericht wies die Klage ab. Zur Begründung führten die Richter aus: Die Voraussetzungen 
für die Steuerfreiheit von innergemeinschaftlichen Lieferungen sind beleg- und buchmäßig nachzuwei-
sen. Der Steuerpflichtige legte Gelangensbestätigungen vor, die den gesetzlichen Anforderungen nicht 
gerecht wurden. Insbesondere waren notwendige Angaben wie Ort und Monat des Erhalts bzw. Monat 
des Endes der Beförderung der Gegenstände nicht enthalten. Stempel auf den Rechnungen, wonach 
jeweils versichert wird, dass die Ware in das übrige Gemeinschaftsgebiet befördert wird, waren nicht 
ausreichend. Es handelte sich lediglich um eine bloße Absichtserklärung. Ein Beweis durch Zeugen als 
Ersatz für den gesetzlich vorgesehenen Buch- und Belegnachweis kam grundsätzlich nicht in Betracht. 
Nur wenn der Formalbeweis ausnahmsweise nicht oder nicht zumutbar geführt werden kann, ist der 
Nachweis aufgrund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in anderer Form zulässig. Vorliegend lagen 
jedoch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass der Kläger an der Führung des Buch- und Belegnachwei-
ses gehindert oder dieser für ihn unzumutbar gewesen war. Da er insoweit die Beweislast trägt, ging 
dies zu seinen Lasten. Das Finanzamt durfte den Vorsteuerabzug versagen, weil im Großhandel mit 
Bekleidungstextilien im Niedrigpreissegment die bloße Angabe wie “Jacken, Pullover, T-Shirt, Blusen, 
Kleider, Röcke etc.” einschließlich der entsprechend verkauften Anzahl nach Ansicht des Gerichts 
nicht den gesetzlichen Anforderungen einer Leistungsbeschreibung genügt. 
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2. 1 %-Regelung für mehrere Dienstwagen 

Überlässt der Arbeitgeber Mitarbeitern mehr als ein Kfz auch zur privaten Nutzung, ist die 1 %-
Regelung auch mehrfach anzusetzen. Der Bundesfinanzhof bestätigt damit seine bisherige 
Rechtsprechung. 
Der Bundesfinanzhof entschied bereits im Jahr 2013, dass in Fällen, in denen Arbeitnehmer arbeits-
vertraglich mehr als ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt privat nutzen dürfen, der in der Überlas-
sung der Fahrzeuge zur privaten Nutzung liegende geldwerte Vorteil für jedes Fahrzeug nach der 1 %-
Regelung zu berechnen ist. In dem damaligen Urteilsfall wurde bei einer GmbH festgestellt, dass sie 
ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer 2 Kfz zur uneingeschränkten Nutzung überlassen hatte. Dabei 
handelte es sich um eine Limousine und einen Geländewagen (SUV). Der Prüfer erfasste wegen der 
unterschiedlichen Nutzungseigenschaften die Nutzung beider Fahrzeuge als Sachbezug nach der 1 %-
Regelung.  
In einem aktuellen Streitfall wies der Bundesfinanzhof die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers als 
unbegründet zurück. Denn die Rechtsfrage war durch die Rechtsprechung bereits geklärt. Der Wort-
laut der gesetzlichen Vorschriften zur 1 %-Regelung bot keinen Anhalt für die Annahme, dass in Fäl-
len, in denen der Arbeitnehmer arbeitsvertraglich mehr als ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt 
privat nutzen darf, die 1 %-Regelung nur für ein Fahrzeug gelten soll. Es bestand auch kein Grund, die 
Vorschrift einschränkend auszulegen: Denn werden dem Arbeitnehmer arbeitsvertraglich 2 Fahrzeuge 
zur privaten Nutzung überlassen, wird ihm auch ein doppelter Nutzungsvorteil zugewandt. Deshalb fin-
det für jedes dem Arbeitnehmer arbeitsvertraglich auch zur Privatnutzung überlassene Fahrzeug die 1 
%-Regelung Anwendung, es sei denn, dass der Nutzungsvorteil nach der Fahrtenbuchmethode ermit-
telt wird. 

3. Unbelegte Backwaren kein Frühstück? 

Unbelegte Backwaren und Heißgetränke, die der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern kostenlos 
zum sofortigen Verzehr im Betrieb zur Verfügung stellt, sind kein Frühstück. Das Angebot ist 
also eine nicht steuerbare Aufmerksamkeit und führt nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. 
Den Arbeitnehmern, und auch den Kunden und Gästen der Arbeitgeberin, standen den ganzen Tag 
verschiedene unbelegte Backwaren und Automaten-Heißgetränke unentgeltlich zur Verfügung. Einen 
Belag für die Backwaren stellte die Arbeitgeberin nicht bereit. Sie ging davon aus, dass die Überlas-
sung der Backwaren und Getränke eine nicht steuerbare Aufmerksamkeit darstellte. Das Finanzamt 
vertrat dagegen die Auffassung, dass es sich um ein Frühstück handelte, das mit den amtlichen Sach-
bezugswerten versteuert werden muss. Dem widersprach das Finanzgericht und entschied, dass es 
sich vorliegend zwar um einen Sachbezug handelte, der jedoch aufgrund der Freigrenze von 44 EUR 
monatlich steuerfrei blieb. 
Der Bundesfinanzhof war ebenfalls der Ansicht, dass die trockenen Backwaren mit Heißgetränk kein 
Frühstück waren, sondern nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Die kostenlose Überlassung der Back-
waren und Getränke stellte zwar für die Arbeitnehmer einen Vorteil dar. Bei diesem handelte es sich 
jedoch nicht um Arbeitslohn, also nicht um die Gegenleistung für die Zurverfügungstellung der Arbeits-
kraft, sondern um Ausgaben des Arbeitgebers, die mit Aufwendungen zur Ausgestaltung des Arbeits-
platzes und zur Schaffung günstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen vergleichbar waren. 
Auch nach Auffassung der Finanzverwaltung gehören Getränke und Genussmittel, die der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmern zum Verzehr im Betrieb unentgeltlich oder teilentgeltlich überlässt, nicht zum Ar-
beitslohn. Bei den von der Arbeitgeberin zur Verfügung gestellten Backwaren und Heißgetränken han-
delte es sich insbesondere nicht um eine Mahlzeit. Der Bundesfinanzhof war der Ansicht, dass ein 
Heißgetränk mit unbelegten Backwaren kein Frühstück darstellte. Dafür muss jedenfalls ein Aufstrich 
oder Belag hinzutreten. Die Art der Brötchen ist dabei ohne Bedeutung. 
 

4. Gewinnverteilungsregelung fremdüblich? 

Eine Gewinnverteilungsabrede, die außerhalb des Gesellschaftsverhältnisses motiviert ist, 
bleibt steuerlich unbeachtlich. Das gilt auch dann, wenn eine daraus resultierende Steuererstat-
tung eingelegt werden soll. 
Die Beteiligten stritten um die Gewinnverteilung bei einer GmbH & atypisch stillen Gesellschaft. Inha-
ber der Gesellschaft war die C & W GmbH, an deren Betrieb sich deren mittelbarer Alleingesellschafter 
W mit einer Einlage von 200.000 EUR beteiligte. Die zuvor bestehende Vereinbarung zur Gewinnver-
teilung wurde am 21.12.2013 und am 14.12.2015 geändert. Der stille Beteiligte sollte ab 2013 Vorab-
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Verlustzuweisungen erhalten. Im Gegenzug hatte er die Verpflichtung, aus den Einkommensteuerer-
stattungen, die aus diesen Verlusten resultierten, eine zusätzliche Einlage i. H. v. 50.000 EUR zu leis-
ten. Darüber hinaus wurden W höhere Anteile an den voraussichtlichen künftigen Gewinnen zugesagt. 
Das Finanzamt erkannte die Vereinbarung nicht an. Es verneinte die Leistung einer Einlage. Entschei-
dung Die Klage hatte keinen Erfolg, denn auch das Finanzgericht wertete den Einkommensteuererstat-
tungsanspruch nicht als Einlage. Eine Einlage gilt als geleistet, wenn sie tatsächlich erbracht und dem 
Inhaber des Handelsgewerbes zugeflossen ist. Der Steuererstattungsanspruch im vorliegenden Fall 
war bis zum Ende des Wirtschaftsjahres jedoch noch nicht entstanden. Er konnte damit nicht wirksam 
abgetreten werden. Auch eine Aktivierung einer daraus resultierenden Forderung schied aus. Die Ge-
winnverteilungsabrede hielt das Finanzgericht zudem für unangemessen und damit als steuerlich un-
beachtlich. Dem atypisch stillen Beteiligten wurde ein hoher Verlust allein mit dem Zweck zugewiesen, 
bei ihm einen zusätzlichen Einkommensteuererstattungsanspruch zu generieren. Die Gewinnverteilung 
orientierte sich also weder an den Beteiligungsquoten noch an den sonstigen Beiträgen der Mitunter-
nehmer. Sie war somit ohne jegliche Grundlage in dem bestehenden Gesellschaftsverhältnis. 


